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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften über das Schiffsregister 
- Nr. 1370 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Reditswesen und Verfassungsrecht 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von 

Vorschriften über das Schiffsregister 

Artikel 2 

3. § 3 Absätze 2, 3 erhält folgende Fassung; 

„(2) In das Seeschiffsregister werden die 
Kauffahrteischiffe und anderen zur Seefahrt 
bestimmten Schiffe (Seeschiffe) eingetragen, 
die nach §§1,2 des Flaggenrechtsgesetzes vom 

1950 (Bundesgesetzbl. S. . . ) die 

Bundesflagge zu führen haben oder führen 
dürfen. 

(3) In das Binnenschiffsregister werden die 
zur Schiffahrt auf Flüssen und sonstigen 
Binnengewässern bestimmten Schiffe (Binnen- 
schiffe) eingetragen. Es können nur Schiffe 
eingetragen werden, deren Tragfähigkeit mehr 
als 10 Tonnen beträgt oder die eine eigene 
Maschinen leistung von wenigstens 50 effektiven 
Pferdestärken haben, ferner Schlepper, Tank- 
schiffe und Stoßboote, auch wenn bei ihnen 
diese Voraussetzungen nicht vorliegen.“ 

4. § 4 Absatz 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Hat der Eigentümer weder seinen 
Wohnsitz noch seine gewerbliche Niederlassung 
im Bundesgebiet, so ist er verpflichtet, 
einen im Bezirk des Registergerichts wohn- 
haften Vertreter zu bestellen, der die nach §§ 9 
bis 22, 62 begründeten Rechte und Pflichten 
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Entw urf eines Gesetzes zur Änderung von 

Vorsdiriften über das Schiffsregister 

Artikel 2 

3, § 3 Absätze 2, 3 erhält folgende Fassung: 

„(2) In das Seeschiffsregister werden die 
Kauffahrteischiffe und anderen zur Seefahrt 
bestimmten Schiffe (Seeschiffe) eingetragen, 
die nach §§ 1, 2 des Flaggenrechtsgesetzes vom 
8. Februar 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 79) die 
Bundesflagge zu führen haben oder führen 
dürfen. 

(3) In das Binnenschiffsregister werden die 
zur Schiffahrt auf Flüssen und sonstigen Binnen- 
gewässern bestimmten Schiffe (Binnenschiffe) 
eingetragen. Es können nur Schiffe eingetragen 
werden, deren Tragfähigkeit mehr als 10 Ton- 
nen beträgt oder die eine Maschinenleistung von 
wenigstens 50 effektiven Pferdestärken haben, 
ferner Schlepper, Tankschiffe und Stoßboote, 
auch wenn bei ihnen diese Voraussetzungen 
nicht vorliegen.“ 

4. § 4 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Hat der Eigentümer weder seinen 
Wohnsitz noch seine gewerbliche Nieder- 
lassung im Geltungsbereich des Grundgesetzes, 
so ist er verpflichtet, einen im Bezirk des Re- 
gistergerichts wohnhaften Vertreter zu bestel- 
len, der die nach §§ 9 bis 22, 62 begründeten 
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Entwurf 

gegenüber dem Registergeridit wahrzunehmen 
hat. Dies gilt nicht in den Fällen des § 2 Ab- 
satz 2 b , c des Flaggenrechtsgesetzes.*' 

8. § 10 erhält folgende Fassung: 

4 10 

(1) Zur Anmeldung eines Seeschiffs Ist der 
Eigentümer verpflichtet, wenn das Sdiiff nach 
§ 1 des Flaggenreditsgesetzes die Bundesflagge 
zu führen hat. Dies gilt nidit für Seeschiffe, 
deren Bruttoraumgehalt 50 Kubikmeter 
nicht übersteigt. Von der Anmeldepflicht kann 
der Bundesminister für Verkehr durch Ver- 
waltungsanordnung allgemein oder im Einzel- 
fall Ausnahmen zulassen. 

(2) Zur Anmeldung eines Binnenschiffs ist 
der Eigentümer verpflichtet, wenn das Schiff 
eine Tragfähigkeit von mehr als 20 Tonnen 
oder eine eigene Maschinenleistung von mehr 
als 100 effektiven Pferdestärken hat oder wenn 
das Sdiiff ein Schlepper, ein Tankschiff oder 
ein Stoßboot ist. 

(3) Schiffe im Eigentum und öffentlichen 
Dienst des Bundes, eines zum Bund* gehören- 
den Landes oder einer öffentlich rechtlichen 
Körperschaft oder Anstalt mit Sitz im Bundes- 
gebiet brauchen nicht zur Eintragung angemel- 
det zu werden." 

14. § 20 erhält folgende Fassung: 

4 20 

(1) Die Eintragung des Schiffs im Schiffs- 
register wird gelöscht, wenn eine der Im § 17 
Absatz 4 bezeichneten Tatsachen angemeldet 
wird. Wird angemeldet, daß das Schiff aus- 
besserungsunfähig geworden ist, so hat das 
Registergericht die eingetragenen Schiffshypo- 
thekengläubiger von der beabsichtigten Lö- 
schung zu benachrichtigen und ihnen zugleich 
eine angemessene Frist zur Geltendmadiung 
eines Widerspruchs zu bestimmen. Die Frist 
darf nicht weniger als 3 Monate betragen. 
§ 21 Absätze 2, 3 und Absatz 4 Satz 1 gelten 
sinngemäß. 

(2) Die Eintragung eines Binnenschiffs wird 
auch gelöscht, wenn es seinen Heimatort im 
Ausland erhalten hat. Die Eintragung eines 
Schiffs, dessen Anmeldung dem Eigentümer 
freisteht, wird auch gelöscht, wenn der Eigen- 
tümer die Löschung beantragt; sind mehrere 
Miteigentümer vorhanden, so bedarf es der 
Zustimmung aller Miteigentümer. 

(3) Hat ein Seeschiff das Recht zur Führung 
der Bundesflagge verloren, so darf seine Ein- 
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Rechte und Pflichten gegenüber dem Register- 
gericht wahrzunehmen hat. Dies gilt nicht in 
den Fällen des § 2 Absatz 2 des Flaggen- 
rechtsgesetzes." 

8. § 10 erhält folgende Fassung: 

4 10 

(1) unverändert 


(2) Zur Anmeldung eines Binnenschiffs ist 
der Eigentümer verpflichtet, wenn das Schiff 
eine Tragfähigkeit von mehr als 20 Tonnen 
oder eine Maschinenleistung von mehr als 100 
effektiven Pferdestärken hat oder wenn das 
Schiff ein Schlepper, ein Tankschiff oder ein 
Stoßboot ist. 

(3) unverändert 


14. § 20 erhält folgende Fassung: 

4 20 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Hat ein Seeschiff das Recht zur Führung 
der Bundesflagge verloren, so darf seine Ein- 


3 



Entwurf 

tragung nur gelöscht werden, wenn die Schiff s- 
hypothekengläubiger und, falls eine Schiffs- 
hypothek nach dem Inhalt des Schiffsregisters 
mit dem Recht eines Dritten belastet ist, auch 
dieser die Löschung bewilligen; für die Be- 
willigung gilt § 37 sinngemäß. Das gleiche 
gilt in d e m F a 1 1 e des Absatzes 2. 

(4) Liegen die im Absatz 3 bezeichneten Be- 
willigungen bei der Anmeldung nicht vor, so ist 
im Falle des Absatzes 3 Satz 1 alsbald in das 
Schiffsregister einzutragen, daß das Schiff das 
Recht zur Führung der Bundesflagge verloren 
hat, im Falle des Absatzes 2 Satz 1, daß das 
Schiff seinen Heimatort im Auslande hat. Die 
Eintragung wirkt, soweit die eingetragenen 
Schiffshypotheken nicht in Betracht kommen, 
wie eine Löschung der Eintragung des Schiffs.“ 

17. § 3^ erhält folgende Fassung: 

4 36 

In Eintragungsbevy^illigungen und Ein- 
tragungsanträgen sind einzutragendc Geldbe- 
träge in der im Bundesgebiet geltenden 
Währung anzugeben, soweit nicht die Ein- 
tragung in anderer Währung gesetzlich zuge-- 
lassen ist.“ 

21. § 87 erhält folgende Fassung: 

§87 

(1) Über die weitere Beschwerde entscheidet 
das Oberlandesgericht. 
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tragung nur gelöscht werden, wenn die 
Schiffshypothekengläubiger und, falls eine 
Schiffshypothek nach dem Inhalt des Schiffs- 
registers mit dem Recht eines Dritten belastet 
ist, auch dieser die Löschung bewilligen; für 
die Bewilligung gilt § 37 sinngemäß. Das 
gleiche gilt in den Fällen des Absatzes 2. 

(4) unverändert 


17. § 36 erhält folgende Fassung: 

»§ 36 

In Eintragungsbewilligungen und Ein- 
tragungsanträgen sind einzutragende Geldbe- 
träge in der im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes geltenden Währung anzugeben, soweit 
nicht die Eintragung in anderer Wahrung ge- 
setzlich zugelassen ist.“ 

21. § 87 erhält folgende Fassung: 

§ 87 

(1) Über die weitere Beschwerde entscheidet 
das Oberlandesgericht. § 199 des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit findet Anwendung, 

(2) unverändert 


(2) Will das Oberlandesgericht bei der Aus- 
legung einer das Schiffsregisterrccht betreffen- 
den bundesgesetzlichen Vorschrift von der auf 
weitere Beschwerde ergangenen Entscheidung 
eines anderen Oberlandesgcrichts, falls aber 
über die Rechtsfrage bereits eine Entscheidung 
des Bundesgerichtshofes ergangen ist, von die- 
ser abweichen, so hat es die weitere Beschwerde 
unter Begründung seiner Rechtsauffassung dem 
Bundesgerichtshof vorzulegen. Der Beschluß 
über die Vorlegung ist dem Beschwerdeführer 
mitzuteilen. In diesen Fällen entscheidet über 
die weitere Beschwerde der Bundesgerichtshof. ‘‘ 


Artikel 4 Artikel 4 

Ein neues Schiffszertifikat oder ein neuer Schiffs- Ein neues Schiffszertifikat oder ein neuer Schiffs- 
brief darf auch dann erteilt werden, wenn glaub- brief darf auch dann erteilt werden, wenn glaubhaft 
haft gemacht wird, daß der Eigentümer des Schiffs gemacht wird, daß der Eigentümer des Schiffs in- 
infolge einer außerhalb des Bundesgebiets folge einer außerhalb des Geltungsbereichs des 
getroffenen Maßnahme gehindert ist, die bisherige Grundgesetzes getroffenen Maßnahme gehindert 
Urkunde vorzulegen. ist, die bisherige Urkunde vorzulegen. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 3. Ausschusses 


Artikel 4 a 

(1) Ist bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
juristische Person Eigentümerin eines im Seesdiiffs- 
register eingetragenen Schiffes und haben in ihrem 
Vorstand oder ihrer Geschäftsführung Deutsche 
nicht die Mehrheit oder hat sie ihren Sitz nidit im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes, so ist dies zum 
Schiffsregister anzumelden. Die Vorschriften der 
Schiffsregisterordnung, die für den Fall des Ver- 
lustes des Rechtes zur Führung der Bundesflagge 
gelten, sind entsprechend anzuwenden. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 soll das Registerge- 
richt Maßnahmen auf Grund der §§ 19, 21, § 62 
Absatz 1 Satz 4 vor Ablauf von zwei Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nidit 
treffen. 


Artikel 5 

Ist ein im Schiffsregister eingetragenes Schiff 
oder ein im Schiffsbauregister eingetragenes 
Schiffsbauwerk im Zusammenhang mit den Folgen 
des Krieges 1939/45 durch Eingriff einer fremden 
Macht dem Eigentümer entzogen und der deut- 
schen Wirtschaft nicht zurückgegeben worden, so 
hat der als Eigentümer Eingetragene, bei Schiffs- 
bauwerken auch der Inhaber der Schiffswerft, dies 
unverzüglich zum Schiffsregister anzumelden. § 19 
der Schiffsregisterordnnng ist entsprechend anzu- 
wenden. 

Im Schiffsregister und in den Schiffs- 
urkunden wird vermerkt, daß das Schiff oder das 
Schiffsbauwerk der deutschen Wirtschaft bis auf 
weiteres entzogen ist. Der Vermerk kann auch von 
Amtswegen eingetragen werden. Der Vermerk ist 
zu löschen, wenn das Schiff oder das Schiffsbau- 
werk der deutschen Wirtschaft zurückgegeben 
worden ist. 


Artikel 5 

(1) Ist ein im Schiffsregister eingetragenes Schiff 
oder ein im Schiffsbauregister eingetragenes Schiffs- 
bauwerk im Zusammenhang mit den Folgen des 
Krieges 1939/45 durch Eingriff einer fremden 
Macht dem Eigentümer entzogen und der deut- 
schen Wirtschaft nicht zurückgegeben worden, so 
hat der als Eigentümer Eingetragene, bei Schiffs- 
bauwerken auch der Inhaber der Schiffswerft, dies 
unverzüglidi zum Schiffsregister anzumeldcn. § 19 
der Schiffsregisterordnung ist entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) Im Schiffsregister und in den Schiffsurkunden 
wird vermerkt, daß das Schiff oder das Schiffsbau- 
werk der deutschen Wirtschaft bis auf weiteres ent- 
zogen ist. Der Vermerk kann auch von Amtswegen 
eingetragen werden. Der Vermerk ist zu löschen, 
wenn das Schiff oder das Schiffsbauwerk der deut- 
schen Wirtschaft zurückgegeben worden ist. Für die 
Eintragung und die Löschung des Vermerks wird 
eine Gebühr nicht erhoben. 


Das Wort „Bundesgebie t‘‘ wird in allen Fällen durch „Geltungsbereich des Grundgesetzes“ ersetzt. 
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